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Schon als Kind lernt man hierzu-
lande: Entweder den Fünfer oder
dasWeggli, beides zusammen ist
nicht zu haben.Wie das Universi-
tätsspital Basel (USB)versucht hat,
dieses Prinzip auf die Probe zu
stellen, und amEnde draufzahlte,
zeigt die folgende Geschichte. Sie
ist so kurios wie verworren.

DasUnispital verbraucht jedes
Jahr mehr als 30 Millionen Kilo-
wattstunden Strom. Entspre-
chend grossmuss im Betrieb die
Sorge gewesen sein, als die
Strompreise ab Februar2022 ins-
besondere als Folge des Krieges
in der Ukraine auf Rekordhöhe
anstiegen.Denn im Spätsommer
2022, als die Preise auf ihren
Höchstwert zusteuerten, sollten
die neuen Lieferverträge wie
üblich für das kommende Jahr
mit den IndustriellenWerkenBa-
sel (IWB) abgeschlossenwerden.

Die Sorgen des USBwaren
berechtigt
Seit der Teilliberalisierung des
Strommarktes können Gross-
kunden wie das USB den Strom
am freienMarkt beziehen, sofern
sie das wollen. Sie treten dann
für immer aus der staatlich ge-
schützten Grundversorgung aus
und vereinbaren individuelle
Verträge mit den Anbietern. Da-
bei profitieren sie in der Regel

von tieferen Tarifen als Kunden
in derGrundversorgung, sind al-
lerdingsmöglichenTurbulenzen
amMarkt schutzlos ausgeliefert.
Die Sorgen des USB waren be-
rechtigt: Allein bei den Tarifen
für die elektrische Energie einig-
te sich das Unispital im August
2022 mit den IWB auf einen
Preis, der mit 0,62 Franken pro
Kilowattstunde rund fünfmal
höher lag als imVorjahr. Gegen-
über 2021 betrug der neue Tarif
laut Angaben des USB sogar
mehr als das Zwölffache. Rund
20Millionen Frankenmusste das
USB für den Strom im Jahr 2023
bezahlen – Netzgebühren und
zusätzliche Abgaben sind da
noch nicht einberechnet.

Wäre das Unispital 2014 nicht
auf eigenen Wunsch aus der
Grundversorgung ausgetreten,
wäre der Preisanstiegweit sanf-
ter ausgefallen. Basler Kunden in
der Grundversorgung beziehen
ihren Strom zwingend von den
IWB und bezahlen jährlich fest-
gelegte Preise, die vom Bund
kontrolliert werden. Laut IWB
hätte ein Kunde von der Grösse
des Unispitals in der Grundver-
sorgung damals rund 17 Millio-
nen Franken weniger bezahlt.

Umso bitterer, dass dem USB
angeblich gar nicht bewusstwar,
dass es sich am freien Markt be-
findet. Für Verwirrung hatte
nämlich ein vertraulicher Be-

schluss der Regierung Basel-
Stadt von 2015 gesorgt.Dort steht
geschrieben: «DerRegierungsrat
sieht vor, dass die kantonalen
Beteiligungen für ihren Strom-
bezug vorerst in der Grundver-
sorgung verbleiben.»

DasUniversitätsspital versicherte
einerseits der Basler Regierung,
sich an diesen Beschluss zu hal-
ten, schloss gleichzeitig aber
Marktverträgemit den IWBab.Al-
lein,weil es keineOfferten bei der
Konkurrenz einholte,wähnte sich
dasUnispitalweiter in derGrund-
versorgung– einMissverständnis,
wie sich noch zeigen sollte.

Denn sieben Jahre später, als
sich das Unispital 2022 mit den
explodierenden Strompreisen
konfrontiert sah, verlangte es
Klarheit: Die EidgenössischeElek-
trizitätskommission (Elcom), eine
Art Strompreisüberwacher des
Bundes, solle verbindlich festhal-
ten, dass sich das Unispital noch

in der Grundversorgung befinde.
Die Verfügung der Elcom erhiel-
ten die Parteien im vergangenen
Juni. Mittels Gesuch gemäss dem
Öffentlichkeitsgesetz konnte die
BaZ dieses Dokument einsehen.

IWB soll bei Brutschin
lobbyiert haben
AusderVerfügung ist zu erfahren:
DasUnispitalwollte nicht nur zu-
rück in die Grundversorgung, es
forderte von den IWB auch Bei-
träge in Millionenhöhe zurück.
Die Elcomsolle die IWBdazuver-
pflichten, dem Spital für das Jahr
2022 die Differenz zwischen den
tatsächlich bezahltenPreisenund
dem Tarif der Grundversorgung
zurückzuerstatten.Zudemsollten
dem Unispital für das Jahr 2023
maximal die Preise desGrundver-
sorgungstarifs berechnetwerden
– also zwei bis dreiMillionen statt
20 Millionen Franken.

Den IWB warf das Unispital
zudem vor, den erwähnten Re-
gierungsbeschluss beim Depar-
tement für Wirtschaft, Soziales
undUmwelt (WSU) «erwirkt» zu
haben – damaligerVorsteher des
WSU war Christoph Brutschin.
Ziel von IWB und Basler Regie-
rung soll es gewesen sein, einen
allfälligen Lieferantenwechsel
des USB zu verhindern.

Tatsächlich hält die Bas-
ler Regierung in ihrer Antwort
auf eine Interpellation zum Be-

schluss fest, dass sie es nicht
für sinnvoll halte, wenn Un-
ternehmen des Kantons ihren
Stromlieferantenwechselten.Die
Einsparungen auf der einen Sei-
te führten zu Einbussen bei den
IWB, die wiederum zulasten der
jährlichenGewinnablieferung an
den Staatshaushalt gingen.

Dass das Unispital aber ge-
zwungen worden sei, seinen
Stromlieferanten nicht zu wech-
seln, bestreiten die IWB. Selbst
wennes Lobbying-Aktivitäten ge-
geben hätte, sei der Regierungs-
beschluss erst 2015 erfolgt, also
nach dem Schritt des USB aus
derGrundversorgungheraus.Un-
ternehmen, die einmal aus der
Grundversorgung getreten sind,
dürften gar nicht mehr zurück-
kehren.Deshalb sei derBeschluss
für das Unispital wirkungslos.

«Opportunistisches
Verhalten» des Unispitals
Die IWBwehrten sich in ihrerEin-
gabe an die Elcomauch gegen das
«opportunistischeVerhalten» des
Unispitals. Seit seinem Eintritt in
den freienMarkt habedasUSBvon
niedrigeren Marktpreisen profi-
tiert. Zwischen 2014 und 2021 soll
das Spital jährlich 10 bis 25 Pro-
zent weniger bezahlt haben als
Kunden in der Grundversorgung.
Es sei offensichtlich,dass dasUni-
spital seinenAntrag füreineRück-
kehr in die geschützte Grundver-

sorgung nur wegen der 2022
sprunghaft angestiegenen Strom-
preise stelle.Die in den Jahren zu-
vor erzielten Einsparungen wolle
es hingegen nicht zurückbezah-
len – einfacher gesagt: Es wollte
eben den Fünfer und dasWeggli.

Die Elcom stützt in ihrer Be-
urteilung allerdings das Energie-
unternehmen. Seit 2014 habe das
Unispital Marktverträge mit den
IWB abgeschlossen und von tie-
feren Preisen profitiert. Der Zu-
gang zum freien Markt könne
laut Gesetz auch nicht rückgän-
gig gemachtwerden.Eine angeb-
liche Anweisung des Kantons an
dasUnispital, keine Konkurrenz-
offerten zu berücksichtigen,wür-
de zwar beschaffungsrechtliche
Fragen aufwerfen. Diese zu klä-
ren, sei aber nicht Sache der El-
com, und im Übrigen könne das
USB seine Behauptung belegen.

Fazit: Das Unispital hat,wie so
viele Grossverbraucher, für das
Jahr 2023 ein Vielfaches der übli-
chen Strompreise bezahlt und
wird ab 2025 seinen Strombedarf
öffentlich ausschreiben. Für die
Klärung der Sachlage berechnet
die Elcom dem Universitätsspital
15’710 Franken.

Das ist der zweite von drei
Artikeln zur Strompreisexplosion.
Lesen Sie morgen: Warum
die Stromkosten bei den BVB
plötzlich 261 Prozent höher sind.

Wie das Unispital Basel plötzlich Schutz
vor hohen Strompreisen suchte
Vom Fünfer zum Weggli Mithilfe der Basler Regierung sollen die IWB das Universitätsspital am freien Zugang zum Strommarkt
gehindert haben – ein Missverständnis, urteilt der Bund und weist Geldforderungen an die IWB zurück.

Vier Regierungsratskandidaten,
darunter einer mit Migrations-
hintergrund:MustafaAticis ehe-
malige Staatsangehörigkeitwird
ihm in dieserWahl nicht nur als
Vorteil ausgelegt. Dabei dürfte
die Unterstützung der grossen
türkischen Community in Basel
für den SP-Politiker matchent-
scheidend werden.

Jeder möge ihn, heisst es bei
derDönerbude amAeschenplatz.
Im Kleinbasel hängt an fast allen
«Türkenlädeli»einAtici-Wahlflyer
– mindestens. Man habe noch
genügend an Lager,meint der In-
haber. Auch diverse Taxifahrer
sprechen demSPler ihre Sympa-
thien aus. «Atici? Das ist unser
Mann», sagt einer. Er ist nicht der
Einzige, der im «Atici-Fieber» zu
stecken scheint.Aticis Sympathi-
santen betreiben im Vorfeld zur
Wahl intensiveMundpropaganda.

Das seiman ihm schuldig, sagt
einer, der es wissen muss. Mus-
tafa Cakmakund sein FreundMe-
sut Kaymak meldeten sich letzte
Woche bei dieser Zeitung. Man
wolle erzählen,wiesoman soviel
Hoffnung in Atici setze.

Ein Hoffnungsträger
Seine Frau ist nach seinenAnga-
ben mit Atici im türkischen El-
bistan in die Primarschule ge-
gangen. Bereits damals habe sein
zukünftiger Schwiegervater ihm
eine Zukunft als «grosser Politi-
ker» vorausgesagt, sagt Cakmak.
AuchMesut Kaymak, der ihn be-
gleitet, kennt Atici seit zwanzig
Jahren. Kaymak ist damals im

Alter von zwölf Jahren in die
Schweiz gekommen.

Für Atici haben beide nur Lob
übrig.DerPolitikerzeige sich stets
volksnah. «Er ist einer von uns
undhat es soweit geschafft», sagt
Kaymak. Für sie, die hier mit
Migrationshintergrund leben, sei
er ein Hoffnungsträger. «Und er
ist unsere Stimme», ergänzt Cak-
mak. Sie kennen ihn von Beerdi-

gungen,Hochzeiten,diversenAn-
lässen. Viel wichtiger noch als
seine physische Präsenz in der
Stadt seien aber konkrete Hilfe-
stellungen für seine Landsleute.

«Wenn man Probleme hat,
nicht weiterkommt, kümmert er
sich um dich», sagt Kaymak und
erzählt von Bekannten, denen
Atici einen Job verschafft haben
soll.Auch fürdie schulische Lauf-

bahn von Kindern mit Migrati-
onshintergrund setze er sich ein,
sagt Cakmakund zeigt Bildervon
einem Frühstück am vorletzten
Sonntag im alevitischen Kultur-
zentrum.

«Er redet dann zum Beispiel
über Gesetzesänderungen oder
wichtige Schritte bei der Integra-
tion», meint er. Die Fotos zeigen
lange Tische voller Menschen.

Darunter Politiker, Familien und
– Atici. Auf Plakaten und in Per-
son. Händeschüttelnd, lächelnd.

Die beiden sind überzeugt,
dass sich hinter Atici Menschen
mit verschiedenen Hintergrün-
den scharen. Cakmak, Kaymak
undAtici sindAleviten. «ObTür-
ken, Sunniten,Aleviten oderKur-
den–wirwählenAtici», sagt Kay-
mak.Dass nicht nurAticis kultu-

rellerHintergrund, sondern auch
seine Fähigkeiten als Politiker
überzeugten, heben beide immer
wieder hervor. Man erhoffe sich,
dass er sich fürMigrationsfragen
einsetze, für die Zukunft derKin-
der. Für Integration.

EinWermutstropfen bleibt
Trotz aller Sympathiebekundun-
gen gebe es aber einenWermuts-
tropfen, sind sich Cakmak und
Kaymak bewusst: Nicht alle, die
Atici wählen wollen, dürfen das
auch.Wieviele Stimmberechtigte
mit türkischem Hintergrund
sich in Basel aufhalten, lässt sich
nicht endgültig bestimmen.

Wenige Tage später lädt Kay-
mak in das Teppichgeschäft sei-
nes Kollegen ein. Mehmet Güzel
sei ein Atici-Befürworter «durch
und durch» –wahlberechtigt sei
derKurde abernicht. Erhabe kei-
nen Schweizer Pass, sagt Güzel
und zeigt dieAtici-Wahlflyer, die
er vorbereitet hat.Auch er unter-
stützeAtici in erster Liniewegen
seines politischen Programms,
«seinerMenschlichkeit».Man sei
stolz, wenn er in der Regierung
sei. «Nichtweil erKurde oderAle-
vit ist. Sondernweil ereinMensch
ist», sagt Güzel.

Auch die beidenTeenagervon
Cakmak und Kaymak betonen,
dass sie sich für Atici einsetzen.
«Er zeigt uns, dass alles möglich
ist in der Schweiz, auch als ge-
bürtigeTürken», sagt der 15-jäh-
rige Sohn von Kaymak.

Tanja Opiasa

«Ob Türken, Kurden oder Aleviten –wir wählen Atici»
Türkische Community Für die Basler mit Migrationshintergrund ist Regierungsratskandidat Mustafa Atici ein Vorbild.

Sie stehen hinter Atici: Mustafa Cakmak, Mehmet Güzel, Poyraz Kaymak, Mesut Kaymak und Gazi Pinarbasi (v.l.n.r). Foto: Lucia Hunziker

Das Unispital wollte
zurück in die
Grundversorgung
und forderte von
den IWBMillionen
zurück.


